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Amts 


der Königlichen Regierung zu Marienwerder. 


Marienwerder, 


Nro, 19. 


9 


> 
= 


Blatt 


18 


den 9. Mai 1894. 


94. 


Die Nummer 8 der Geſetz-Sammlung, enthält 
unter 

Nr. 9657 das Geſetz, betreffend die Geltung des 
Ausführungsgeſetzes zum Deutſchen Gerichtsverfaſſungs— 
geſetz in Helgoland. Vom 8. April 1894; unter 

Nr. 9658 das Geſetz, betreffend die Abänderung 
von Amtsgerichtsbezirken. Vom 8. April 1894; unter 

Nr. 9650 das Geſetz, betreffend die Errichtung 
eines Amtsgerichts in der Stadt Ronsdorf. Vom 8. 
April 1894; und unter 

Nr. 9661 die Verfügung des Juſtiz⸗Miniſters, 
betreffend die Anlegung des Grundbuchs für einen 
Theil der Bezirke der Amtsgerichte Aachen, Bonn, 
Hennef, Waldbroel, Kleve, Mörs, Rheinberg, Adenau, 
Ahrweiler, Kreuznach, Meiſenheim, Münſtermalfeld, 
Simmern, Sinzig, Trarbach, Grevenbroich, Opladen, 
Langenberg, Sarlouis, Vernkaſtel, Hillesheim, Merzig, 
Trier, Wadern, Saarburg, Hermeskeil, Lebach und 
Prüm. Vom 14. April 1894. 

Die Mummer 9 der Geſetz Sammlung enthält 
unter 

Nr. 9662 den Staatsvertrag zwiſchen Preußen 
und Sachſen wegen Herſtellung einer Eiſenbahn von 
Rippach-Poſerna einerſeits nach Plagwitz Lindenau, 
andererſeits nach Markranſtädt. Vom 18. November 1892. 

Die Nummer 16 des Reichs-Geſetzblatts enthält 
unter 

Nr. 2164 die internationale Uebereinkunft, be⸗ 

99 Maßregeln gegen die Cholera. Vom 15. April 
1893. 

Die Nummer 17 des Reichs-Geſetzblatts enthält 
unter 

Nr. 2165 das Geſetz wegen Abänderung des 
Geſetzes, betreffend die Erhebung von Reichs Stempel: 
abgaben, vom 1. Juli 1881/29. Mai 1885. Vom 
27. April 1894; und unter 

Nr. 2166 die Bekanntmachung, betreffend die 
180 Wen des Reichs⸗Stempelgeſetzes. Vom 27. April 


Verordnungen und Bekanntmachungen 
der Central⸗Behörden. 
D Bekanntmachung, 
den Ankauf von Remonten für 1894 betreffend. 


Regierungsbezirks Marienwerder für dieſes Jahr nach: 


ſtehende Märkte anberaumt worden und zwar: 
am 21. Mai 89. Uhr Stuhm 


„ o „K Marienwerder 
„ % „ . Culmſee 
„ hMlrieſen i. Wpr. 
e Rehden 
Vos, Kr. Strasburg 
Strasburg i. Wpr. 
0. „ 9 „ Löbau i. Mor. 
„ 2. Juni SÉ „ Raudnitz 
„ 4. „ 8 „ Januſchau 
, 80. „ Roſenberg 
, 800 „ Mewe 
F Neuenburg 
„ 20. Auguſt 930 „ Deutſch Krone 
„ 22. „ 8N „ Flatow 
am 23. Auguſt 90). „ Zechlau, Kr. Schlochau 
ES ERT 8, Konitz 
, au „ Tuchel 

27. 830 „Schwetz 


HI H — 

Die von der Remonte-Ankaufs⸗Kommiſſion er: 
kauften Pferde werden zur Stelle abgenommen und 
ſofort gegen Quittung baar bezahlt. 

Pferde mit ſolchen Fehlern, welche nach den 
Landesgeſetzen den Kauf rückgängig machen, find vom 
Verkäufer gegen Erſtattung des Kaufpreiſes und der 
Unkoſten zurückzunehmen, ebenſo Krippenſetzer und Klop⸗ 
hengſte ſowie Wallache mit ausgeprägter Hengſtmanier, 
welche ſich in den erſten zehn bezw. acht und zwanzig 
Tagen nach Einlieferung in den Depots als ſolche er⸗ 
weiſen. Pferde, welche den Verkäufern nicht eigen⸗ 
thinulich gehören, oder durch einen nicht legitimirten 
Bevollmächtigten der Kommiſſion vorgeſtellt werden, 
find vom Kauf ausgeſchloſſen. 

Die Verkäufer ſind verpflichtet, jedem verkauften 
Pferde eine neue ſtarke rindlederne Trenſe mit ſtarkem 
Gebiß und eine neue Kopfhalfter von Leder oder Dot 
mit 2 mindeſtens zwei Meter langen Stricken ohne 
beſondere Vergütung mitzugeben. Um die Abſtammung 
der vorgeführten Pferde feſtſtellen zu können, ſind die 
Deckſcheine reſp. Füllenſcheine mitzubringen, auch wer⸗ 
den die Verkäufer erſucht, die Schweife der Pferde nicht 
zu koupiren oder übermäßig zu verkürzen. Ferner iſt 
es dringend erwünſcht, daß ein zu maſſiger oder zu 


Regierungsbezirk Marienwerder. 
Zum Ankaufe von Remonten im Alter von drei 
und ausnahmsweiſe vier Jahren ſind im Bereiche des 


weicher Futterzuſtand bei den zum Verkauf zu ſtellenden 
Remonten nicht ſtattfindet, weil dadurch die in den 


Ausgegeben in Marienwerder am 10. Mai 1894. 


Remonte⸗Depots vorkommenden Krankheiten ſehr viel 
ſchwerer zu überſtehen ſind, als dies bei rationell und 
nicht übermäßig gefütterten Remonten der Fall iſt. 
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Artikel 2. 
Gemeindeſteuerpflichtige Grundſtücke. 


1. Den Realſteuern vom Grundbeſitz ſind die 


Die auf den Märkten vorzuſtellenden Remonten müſſen in der Gemeinde belegenen bebauten und unbebauten 
daher in ſolcher Verfaſſung fein, daß fie durch mangel- Grundſtücke mit den im § 24 des Kommunalabgaben⸗ 
hafte Ernährung nicht gelitten haben und bei derſgeſetzes aufgeführten Ausnahmen unterworfen. Die 
Muſterung ihrem Alter entſprechend in Knochen und Grundſtücke des Reiches ſind denen des Staates gleich⸗ 


Muskulatur ausgebildet ſind. 
Berlin, den 9. März 1894. 
Kriegsminiſterium. 
Remontirungs Abtheilung. 
gez. Hoffmann. Scholtz. 


Zuſatzbeſtimmungen 


vom 6. März 1894 
zu den 
Geſchäftsanweiſungen für die Kataſter— 
Verwaltung. 

Infolge des Geſetzes vom 14. Juli 1893 wegen 
Aufhebung direkter Staatsſteuern (Geſetz-Samml. ©. 
119) und des Kommunalabgabengeſetzes von demſelben 
Tage (Geſetz⸗Samml. S. 152) *) wird im Einverneh⸗ 
men mit dem Herrn Miniſter des Innern folgendes 
beſtimmt. 


2) 


A. Gemeindebezirke. 
Artikel 1. 
Allgemeine Beſtimmungen. 
1. Mont 1. April 1895 ab wird die Grund⸗ 


und Gebäudeſteuer als Staatsſteuer außer Hebung 


geſetzt. 

2. Die Veranlagung und Verwaltung beider 
Steuern wird in den Gemeinden vom Staate für die 
Zwecke der kommunalen Beſteuerung ausgeführt. 

3. Die Veranlagung hat ſich auf ſämmtliche 
Liegenſchaften und Gebäude zu erſtrecken, die der Ge- 
meindebeſteuerung unterliegen. 

4. Die beſtehenden Kataſtereinrichtungen bleiben 
aufrechterhalten. 

5. Soweit nicht in den eingangs bezeichneten 
Geſetzen und nachſtehend Abweichendes beſtimmt iſt, 
gelten für die Veranlagung und Verwaltung die all: 
gemeinen geſetzlichen Vorſchriften und Grundſätze, die 
bei der Heranziehung zu den entſprechenden Staats⸗ 
ſteuern anzuwenden waren. 

6. Gegen die Veranlagung ſind dieſelben Rechts⸗ 
mittel zulaſſig, mit denen die Veranlagung ber ent: 
prechenden Staatsſteuer hätte angefochten werden 
können. 

7. Die Kataſteranweiſungen und die dazu er⸗ 
gangenen Beſtimmungen finden auch weiterhin An- 
wendung. Wegen der nothwendigen Ergänzungen und 
Aenderungen werden die nachſtehenden Beſtimmungen 
getroffen. 


*) Das Geſetz wegen Aufhebung direkter Staatsſteuern 
und die in Betracht kommenden Beſtimmungen des Kommunal⸗ 
abgabengeſetzes ſind im Anhange abgedruckt. 


geſtellt. (Reichageſez vom 25. Mai 1873 Reichs⸗ 
Geſetzbl. S. 113.) 

2. In den Grund- und Gebäudeſteuerbüchern find 
die einzelnen Grundſtücke bei derjenigen Kategorie der 
Liegenſchaften oder Gebäude aufzuführen, der ſie nach 
ihrem Beſteuerungsverhältniß gegenüber der Gemeinde 
angehören. An die Stelle der durch die Grund- und 
Gebäudeſteuergeſetze feſtgeſtellten Steuerbefreiungentreten 
diejenigen im § 24 des Kommunalabgabengeſetzes. Wo 
die Angabe des Grundes der Steuerfreiheit ſtattfindet, 
erfolgt ſie künftig unter Hinweis auf die Beſtimmungen 
des Kommunalabgabengeſetzes. Bei den nach § 3 zu 
7 und 8 des Gebäudeſteuergeſetzes vom 21. Mai 1861 
zur Gebäudeſteuer nicht veranlagten Gebäuden iſt auf 
dieſes Geſetz hinzuweiſen (z. B. Gig § 3 zu 7). 

3. Befreiungen von Kommunalabgaben auf Grund 
beſonderen Rechtstitels (8 21) oder beſonderer Bewilli⸗ 
gung ($ 24 zu h des Kommunalabgabengeſetzes) find 
in den Steuerbüchern nicht nachzuweiſen. Der Kataſter⸗ 
kontroleur hat ſich aber auf Anſuchen des Gemeinde⸗ 
vorſtandes und nach deſſen Angaben der Ermittelung 
der betreffenden Parzellen und Gebäude im Kataſter 
zu unterziehen, überhaupt zum Zwecke der Gemeinde⸗ 
beſteuerung jede erforderliche Auskunft zu ertheilen. 

Artikel 3. 
Liegenſchaften. 

1. Die Grundſteuerveranlagung umfaßt bereits 
alle der Beſteuerung in der Gemeinde unterworfenen 
Liegenſchaften. Es iſt daher nur nothwendig, den in 
den Grundſteuerbüchern bereits enthaltenen Nachweis 
der Grundſtücke bei den einzelnen Liegenſchaftskategorien 
mit dem Kommunalabgabengeſetz in Uebereinſtimmung 
zu bringen.“) 

*) Nach Maßgabe der Steuerpflicht gegenüber der Ge⸗ 
meinde treten in den Liegenſchaftskategorien des Grundſteuer⸗ 
kataſters folgende Aenderungen ein: 

J. Von den im 8 19 der Katafteramveifung VIII vom 25. 
Oktober 1881 aufgeführten Grundſtücken ſcheiden bei der 
Kategorie B aus und treten zur Kategorie A über: 

a) die Grundſtücke 

zu 1 des Reiches und des Staates, 

zu 2 der vormals reichsunmittelbaren Fürſten und 
Grafen, 

zu 3b der beſonderen zur Unterhaltung von Kirchen, 
Schulen und höheren Lehranſtalten ſtiftungsmäßig 
beſtimmten Fonds, 

zu 3f die Dienſtgrundſtücke der an anderen als Volks⸗ 
ſchulen angeſtellten Lehrer; 

b) die nicht unmittelbar für Zwecke der betreffenden 

Auſtalten benutzten Grundſtücke 

zu Za der evangeliſchen oder römiſch⸗katholiſchen Kirchen 
oder Kapellen, öffentlichen Schulen, höheren Lehr⸗ 
anſtalten, 

zu 3e der milden Stiftungen; 
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2. Die hierzu erforderlichen Berichtigungen des 
Grundſteuerkataſters mit Einſchluß der Sonderung 
ſolcher Parzellen, die nur zu einem Theile der Ge⸗ 
nieindeſteuer unterliegen, find im Wege der Fortſchrei⸗ 
bung zu bewirken. 

3. Die bisherigen Vorſchriften, wonach zur 
Unterſcheidung der Liegenſchaftskategorien, ſoweit die 
Formulare zu den Kataſtern und Nachweiſungen nicht 
beſondere Spalten hierfür enthalten, die Flächeninhalte 
und Reinerträge mit verſchiedenfarbiger Tinte zu ſchreiben 
ſind, gelten hinfort für die nach Vorſtehendem ander⸗ 
weit abgegrenzten Liegenſchaftskategorien. In den 
Karten und Riſſen finden Farbenbezeichnungen zur 
Kenntlichmachung der zur Kategorie B gehörenden 
Liegenſchaften hinfort nirgend mehr Anwendung. 

Artikel 4. 
Gebäude. 

Die bisherige Veranlagung zur Gebäudeſteuer 
erſtreckte ſich nicht auf alle künftig der Beſteuerung in 
der Gemeinde unterliegenden Gebäude mit den dazu 
gehörenden Hofräumen und Hausgärten. Auch unter⸗ 
liegen einzelne veranlagte Gebäude der Gemeindeſteuer 
nicht in demſelben Umfange, wie der bisherigen Staats⸗ 
gebäudeſteuer. Um die Gebäudeſteuerrollen dem Kom⸗ 
munalabgabengeſetz entſprechend zu berichtigen, ſind 
daher nicht blos bisher ſteuerpflichtig veranlagte Ge⸗ 
bäude in die Klaſſe der ſteuerfreien überzuführen, ſon⸗ 
dern auch Gebäude und Gebäudetheile zu veranlagen.“ 

Artikel 5. 
Ermittelung der ſteuerfreien Grundſtücke und Fort⸗ 
ſchreibung der Aenderungen in der Steuerpflicht. 

1. Von jedem Gemeindebezirk, worin Grundſtücke 


e) die ſeither von der Staatsgrundſteuer, aber nicht von 
Gemeindeabgaben befreiten Dieuſtgrundſtücke 
zu 3d der Erzbiſchöfe, Biſchöfe, Dom- und Kurat⸗ 
oder Pfarrgeiſtlichen oder ſonſtiger mit geiſtlichen 
Funktionen bekleideler Perſonen, 
zu Ze der Küſter und anderer Diener des öffentlichen 
Kultus, 
zu 31 der an öffentlichen Volksſchulen augeſtellten 
Lehrer. 
IT. Dagegen ſcheiden bei der Kategorie A aus und treten 
der Kategorie B hinzu: 
a) zu 2 die über 25a 53 qm (gleich 1 preuß. Morgen) 
großen Garten der Königlichen Schlöſſer und der zu⸗ 


gehörigen Nebengebäude aller Art, ſowie die zu Bot⸗ 


ichafts- oder Geſandlſchaftsgebäuden fremder Staaten, 
welche Gegenſeitigkeit bezüglich der Steuerbefreiung 
gewähren, gehörenden mit den Gebäuden in derſelben 
Einfriedigung liegenden Grundſtücke; 

b) die unmittelbar für die Zwecke der betreffenden An⸗ 
ſtalten benutzten, von der Staatsgrundſteuer bisher 
nicht befreiten Grundſtücke 
zu Za der evangeliſchen oder römiſch⸗katholiſchen Kirchen 

oder Kapellen, öffentlichen Schulen, höheren Lehr⸗ 

anſtalten, 

3e der Armen⸗, Waiſen⸗ und öffentlichen Kranken⸗ 

häuſer, der Gefängniß⸗, Beſſerungs⸗, Bewahr⸗ und 

derjenigen Wohlthätigkeitsauſtalten, welche die 


zu 


wahrung vor Schutzloſigkeit oder fittlicher Gefahr von Brennmaterialien und 
der lediglich zum Gewerbebetriebe 


bezwecken (Mägdehäuſer und dergl.), ſowie 
milden Stiftungen; 
e) die bisher von Gemeindeabgaben beſreiten, 


0 nicht befreit geweſenen Dienſtgrund⸗ 

ſtücke 

zu 34 der Erzbiſchöfe, Biſchofe, Dom⸗ und Kurat⸗ 
oder Pfarrgeiſtlichen oder ſonſtiger mit geiſtlichen 
Funktionen bekleideter Perſonen, 

zu 3e der Küſter und anderer Diener des öffentlichen 
Kultus, 

zu 3K der au öffentlichen Volksſchulen augeſtelllen Lehrer. 


III. den im 8 20 der Kataſteranweiſung VIII aufgeführten 
Grundſtuͤcken der Kategorie C treten aus der Kategorie A 
hinzu: 


zu 3 die im öffentlichen Jutereſſe unterhaltenen Au⸗ 
lagen der Ent⸗ und Bewäſſerungsverbände. 


) Nach Maßgabe der Sleuerpflicht gegenüber der Ge⸗ 
meinde erleidet die Zuſammenſtellung der ſteuerfreien Gebäude 
in der Anmerkung zu $ 1 der Kataſteranweiſungen UI vom 31. 


März 1877, in der Faſſung der Anweiſung für die öſtlichen ꝛc. 


Provinzen (2. Ausgabe, 1889) folgende Aenderungen: 
A. Es ſcheiden aus und treten zu den gemeindeflenerpflichtigen 
Gebäuden über: 


zu 


zu 


zu 


zu 


1. 1. die Gebäude der Mitglieder des Königlichen 
Hauſes und des Hohenzollernſchen Fürſteuhauſes, ſoweit 
fie nicht den Königlichen Schlöſſern mit den zuge⸗ 
hörigen Nebengebäuden aller Art beizuzählen ſind, 
ferner die zu den im Beſitze des Reiches und des 
Staates befindlichen Gütern gehörenden Gebäude, des⸗ 
gleichen die Gebäude der Standesherrſchaften vormals 
reichsunmittelbarer Fürſten und Grafen; 
I. 2. die zu Dieuſtwohnungen für Beamte beſtimmten 
Gebäude des Reiches und des Staates, der Provinzen, 
der Kreiſe, der Gemeinden oder ſelbſtſtändigen Guts⸗ 
bezirke oder ſonſtigen kommunalen Verbände; 
1. 5. die Dienſthäuſer und Dienſtwohnungen der an 
ungen als Volksſchulen augeſtellten Lehrer; 

erner 
die bisher von Gemeindeabgaben nicht befreiten Dienſt⸗ 
häuſer und Dienſtwohnungen der Erzbiſchöfe, Piſchöfe, 
Dom⸗ und Kurat⸗ oder Pfarrgeiſtlichen und ſonſtiger 
mit geiſtlichen Funktionen bekleideter Perſonen der 
mit Korporationsrechten verſehenen Religiousgeſell⸗ 
schaften, ſowie der Volksſchullehrer, der Küſter und 
anderer Diener des öffentlichen Kultus; 
II. im vormaligen Königreich Hannover, im vormaligen 
Kurfürſtenthum Heſſen und im vormaligen Herzogthum 
Naſſau die im Beſitz der ehemals regierenden Fürſten⸗ 
häuſer befindlichen Gebäude. 


B. Dagegen ſcheiden bei den bisher ſteuerpflichtigen Gebäuden 
aus und treten den gemeindeſteuerfreien hinzu: 


zu 


KU 


zu 


Nach 
Hebung geſetzten Staatsſteuern beruhenden 
Nr. 7 und 8 im & 3 des Gebäudeſteuergeſetzes vom 21. Mai 


I. 1. die einem fremden Staate gehörenden Bot⸗ 
ſchaſts⸗ oder Geſandtſchaftsgebäude einſchließlich der 
zugehörigen Nebengebäude, ſofern von dem fremden 
Staate Gegenſeitigkeit bezüglich der Steuerbefreiung 
gewährt wird; 

1. 6. die Gebäude ſolcher Wohlthätigkeitsanſtalten, 
welche die Bewahrung vor Schutzloſigkeit oder ſittlicher 
Gefahr bezwecken (Mägdehäuſer und dergl.); 

I. 8. die zu den Deichanlagen der Deichverbände 
und der im öffentlichen Jutereſſe ſtaatlich unter Schau 
geſtellten Privatdeiche, ſowie zu den im öffentlichen 
Intereſſe unterhaltenen Aulagen der Ent⸗ und Ze 
wäſſerungsverbände gehörenden Wohngebäude, mit 
Ausnahme der zu Dienſtwohnungen von Beamten 
beſtimmten Gebäude und Gebäudetheile. 

den auf der organiſchen Abgrenzung der außer 
Beſtimmungen unter 


1861 werden die nur zum Betriebe der Landwirthſchaft ſowie 


Be⸗ die zu gewerblichen Ankagen gehörenden, nur zur Aufbewahrung 


Rohſtoffen oder als Stallung für das 
beſtimmte Zugvieh u ſ. w. die⸗ 


nenden unbewohnten Gebände auch hinfort nicht zur Gebäude⸗ 


von der ener veranlagt. 


— 162 


vorhanden ſind, denen geſetzlich Befreiung von Ge: 
meindeabgaben zuſteht, hat der Gemeindevorſtand 
(Bürgermeiſter, Amtmann) bis zum 1. Juli 1894 dem 
Kataſteramt die betreffenden Grundſtücke zu bezeichnen. 
Der Kataſterkontroleur hat bei der Ermittelung der 
Liegenſchaften und Gebäude im Kataſter auf Anſuchen 
behülflich zu ſein. 

Die zu dieſem Zwecke an die Gemeindevorſtände 
zu erlaſſende Aufforderung hat die Regierung anzuord⸗ 
nen, die auch beſtimmt, ob die Mittheilung an das 
Kataſteramt in der Form eines Verzeichniſſes der be— 
freiten Grundſtücke zu erfolgen und inwieweit in den 
einem landräthlichen Kreiſe angehörenden Gemeinde⸗ 
bezirken der Landrath bei der Sammlung und Vor⸗ 
prüfung der Mittheilungen der Gemeindevorſtände mit⸗ 
zuwirken hat. 

2. Nach Behebung etwaiger Zweifel hat der 
Kataſterkontroleur wegen Sonderung der nur zu einem 
Theil von Gemeindeſteuer befreiten Kataſterparzellen 
im Fortſchreibungswege ſogleich das Erforderliche ein— 
zuleiten, die Aenderungen in den Beſteuerungsverhält— 
niſſen ganzer Parzellen aber in das Fortſchreibungs⸗ 
protokoll der Form- und Beſtaudsveränderungen und 
in den ſummariſchen Nachweis der Beſtandsverände— 
rungen für das Rechnungsjahr 1895/96 einzutragen. 

3. Für die zum Zwecke der Sonderungen etwa 
von dem Kataſterkontroleur auszuführenden Fortſchrei⸗ 
bungsvermeſſungsarbeiten ſowie für die nothwendigen 
Kartenauszüge ſind weder den Eigenthümern noch den 
Gemeinden Gebühren aufzuerlegen. 

4. Die künftig zu der Klaſſe der gemeindeſteuer⸗ 
freien Gebäude gehörenden bisher ſteuerpflichtig ver- 
aulagten Gebäude, ingleichen die zu der Klaſſe der 
gemeindeſteuerpflichtigen Gebäude gehörenden bisher 
ſteuerfrei oder zu fingirten Steuerbeträgen veranlagten 
Gebäude hat der Kataſterkontroleur in die Gebäude⸗ 
ſteuerveränderungsnachweiſung für das Rechnungsjahr 
1395/96 einzutragen. 

Von denjenigen Gebäuden, die zum Zwecke der 
Gemeindebeſteuerung neu oder anderweit zu veranlagen 
ſind, iſt zu dieſem Behufe eine Abſchrift oder ein Aus⸗ 
zug aus der für die Reviſion der Gebäudeſteuer ange— 
fertigten Gebäudebeſchreibung zuentnehmen oder nöthigen— 
falls wegen Beſchaffung neuer Beſchreibungen das Weitere 
zu veranlaſſen. 

Artikel 6. 
Veranlagung der Gebäudeſteuer. 

1. Nach § 26 des Kommunalabgabengeſetzes be⸗ 
ginnt die Beſteuerung neu erbauter oder vom Grunde 
aus wieder aufgebauter Gebäude ſowie die Steuer⸗ 
erhöhung infolge von Verbeſſerungen der Gebäude mit 
dem Ablaufe des Rechnungsjahres, worin die Bewohn⸗ 
barkeit oder Nutzbarkeit eingetreten oder die Verbeſſerung 
vollendet iſt. 

2. Hiernach iſt vom Rechnungsjahr 1895/96 ab 
die Veranlagung neu erbauter oder vom Grunde aus 
wieder aufgebauter, ſowie in ihrer Subſtanz oder durch 


gärten weſentlich verbeſſerter Gebäude nicht erſt für 
das auf das Rechnungsjahr der vollendeten Verände⸗ 
rung folgende dritte, ſondern ſchon für das darauf 
folgende nächſte Rechnungsjahr zu bewirken. 

Auch die Mehrſteuer von Gebäuden, die durch 
Veränderung ihrer Beſtimmung aus der im § 5 zu 2 
des Gebäudeſteuergeſetzes bezeichneten in die im § 5 
zu 1 bezeichnete Gebäudeklaſſe übergegangen ſind, iſt 
nicht erſt vom erſten Tage des Monats Juli, ſondern 
ſchon vom erſten Tage des April des auf das Rech— 
nungsjahr der vollendeten Beſtimmungsänderung fol: 
genden Rechnungsjahres in Zugang zu ſtellen. 

3. Die im § 11 der Kataſteranweiſung III für 
die öſtlichen ꝛc. Provinzen vorgeſchriebenen Nachweiſungen 
der ertheilten Bauerlaubniſſe find von Rechnungsjahre 
1894/95 ab auch in Weſtfalen und in der Rheinpro— 
vinz von den zur Ertheilung der Bauerlaubniſſe zu: 
ſtändigen Behörden für die Zwecke der Gebäudeſteuer⸗ 
veranlagung aufzuſtellen. 

In den Nachweiſungen muß, worauf die Regie⸗ 
rung bei dem Entwerfen des Formulars zu rückſichtigen 
hat, bei jedem einzelnen Gebäude augegeben ſein, zu 
welchenn Zeitpunkte (Monat und Jahr) es zur Be⸗ 
nutzung fertig geſtellt war oder vorausſichtlich fertig 
geſtellt ſein wird. 

4. Die zur Ertheilung der Bauerlaubniſſe zu— 
ſtändigen Behörden und die Gemeindevorſtände haben 
bis zum 10. Oktober, und zwar im Rechnungsjahre 
1894/95 für das Halbjahr vom 1. April bis 30. Sep⸗ 
tember 1894, in den folgenden Rechnungsjahren für 
das ganze Jahr vom Oktober bis Oktober die Nach— 
weiſungen der ertheilten Bauerlaubniſſe und die Nach: 
weiſungen der vorgekommenen Veränderungen im Be: 
ſtande der Gebäude (Muſter ! zu § 11 der Kataſter⸗ 
anweiſung III) dem Kataſterkontroleur zu uͤberſenden. 

Die Regierung hat die ordnungsmäßige Aufſtel— 
lung und pünktliche Ablieferung der Nachweiſungen 
nachdrücklich überwachen zu laſſen. 

5. Nach Eingang der vorbezeichneten Nachwei— 
ſungen hat der Kataſterkontroleur wegen Beſchafſung 
ber Beſchreibungen von den für das nächſte Rechnungs⸗ 
jahr zu veranlagenden Gebäuden ſogleich das Nöthige 
zu veranlaſſen. Er hat ſich mit ſeinen Geſchäften jo 
einzurichten, daß er die Beſichtigung der Gebäude und 
die Begutachtung des Nutzungswerthes möglichſt in 
Verbindung mit anderen Dienſtgeſchäften bewirkt. 

6. Die vervollſtändigten Beſchreibungen (SS 25, 
26 der Kataſteranweiſung III) find bis zum 1. Jannar 
dem Landrath (Ausführungskommiſſar) zu übergeben, 
der die Veranlagungskommiſſion in der erſten Hälfte 
des Monats Januar zur Beſchlußfaſſung zu ver— 
ſammeln hat. n 

Der Kataſterkontroleur hat dafür zu ſorgen, daß 
Veränderungen an Gebäuden, die nach dieſer Zeit, aber 
noch in demſelben Rechnungsjahre vollendet werden, 
thunlichſt vor Schluß des Rechnungsjahres nachträglich 
zur Veranlagung gelangen. Jusbeſondere hat er von 


Vergrößerung der zugehörenden Hofräume und Haus- denjenigen baulichen Veränderungen, die nach den An: 
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gaben in den Nachweiſungen der Bauerlaubniſſe u. ſ. w. 
in den letzten Monaten des Rechnungsjahres beendet 
ſein ſollen, rechtzeitig den wirklichen Zeitpunkt der Vol⸗ 
lendung feſtzuſtellen und nach Umſtänden die Gebäude⸗ 
beſchreibungen zu beſchaffen. 

Die nachträgliche Veranlagung iſt in der Regel 
auf ſchriftlichem Wege zu bewirken. 

7. Bei der Veranlagung finden die Grundſatze 
vom 7. Mai 1892 mit folgenden Maßgaben An⸗ 
wendung: 

a) Gebäude, die nur theilweiſe zu einem öffentlichen 
Dienſte oder Gebrauche ($ 24 zu e des Kom: 
munalabgabengeſetzes) beſtimmt find, zum anderen 
Theile zu einem gemeindeſteuerpflichtigen Zwecke, 
ſind bezüglich dieſes Theiles zu veranlagen; 
andere nur einem Eigenthümer gehörige Gebäude, 
die gemeindeſteuerpflichtigen und gemeindeſteuer⸗ 
freien Zwecken (§ 24 zu e, f, g, h des Kom⸗ 
munalabgabengeſetzes) zugleich dienen, ſind nur 
dann zu veranlagen, wenn die zu ſteuerpflichtigen 
Zwecken benutzten Räume überwiegen; dann aber 
ſind bei Ermittelung des Nutzungswerthes die zu 
ſteuerfreien Zwecken beſtimmten Theile außer 
Betracht zu laſſen. 

In den vorangegebenen Fällen iſt dem be⸗ 
treffenden Gebäude in der Gebäudebeſchreibung, 
der Veränderungsnachweiſung und der Gebäude— 
ſteuerrolle der Vermerk „theilweiſe veranlagt“ 
beizufügen; 

e) die von Dienſtwohnungen der Beamten einge⸗ 
nommenen Theile eines ſonſt gemeindeſteuerfreien 
Gebäudes ſind in jedem Falle einzuſchätzen; 

d) Wohngebäude, die zugleich Räume zum Betriebe 
der Landwirthſchaft, und zu gewerblichen Anlagen 
gehörende Wohngebäude, die zugleich Räume zur 
Aufbewahrung der Rohſtoffe oder Brennmaterialien 
zum Gewerbebetrieb enthalten, ſind ſo zu ver⸗ 
anlagen, als wenn die bezeichneten Räume nicht 
vorhanden wären. 

8. Soweit die Veranlagung nicht bereits bei der 
Gebäudeſteuerreviſion erfolgt iſt, ſind bei der Veran⸗ 
lagung für das Rechnungsjahr 1895/96 auch die in 
der Zeit vom 1. April 1892 bis zum 31. März 1894 
bewohnbar oder benutzbar gewordenen neuen oder in 
der Subſtanzverbeſſerung vollendeten Gebäude einzu: 
ſchätzen. 

9. Nach den Ergebniſſen der Veranlagung iſt die 
Gebäudeſteuerveränderungsnachweiſung zu vervollſtän⸗ 
digen und abzuſchließen. 

10. Die Prüfung der Gebäudeſteuerveränderungs⸗ 
nachweiſungen durch die Regierung erfolgt in Verbin⸗ 
dung mit der Schlußprüfung der Fortſchreibungsver⸗ 
handlungen (§ 89 der Kataſteranweiſung J und 8 55 
der Kataſteranweiſung III). Durch etwaige Anſtände 
oder eingelegte Rechtsmittel herbeigeführte Aenderungen 
der Steuerbeträge ſind durch die Veränderungsnachwei⸗ 
ſung für das folgende Rechnungsjahr zur Fortſchreibung 


— 


zu bringen. 


Artikel 7. 
Feſtſtellung und Fortſchreibung der Veränderungen 
bezüglich der Steuerpflicht. 

1. Veränderungen in der Steuerpflicht der Grund⸗ 
ſtücke, die nicht auf einer Entſcheidung der Verwaltungs⸗ 
gerichte beruhen, dürfen nur auf Antrag oder nach 
Anhörung des Gemeindevorſtandes fortgeſchrieben werden. 

2. Wird eine ſolche Veränderung von den Be: 
theiligten bei dem Kataſterkontroleur angemeldet, ſo 
hat dieſer hiervon dem Gemeindevorſtande Mittheilung 
zu machen, der ihm, wenn die Anmeldung begründet 
iſt, diejenigen Liegenſchaften und Gebäude zu bezeichnen 
hat, bei denen Veränderungen in der Steuerpflicht fort— 
zuſchreiben ſind. 

5. Zum Zwecke der Freiſtellung der Botſchafts⸗ 
oder Geſandtſchaftsgrundſtücke fremder Staaten von der 
Kommunalſteuer iſt durch die Regierung die Auskunft 
des Finanzminiſters darüber einzuholen, ob von dem 
betreffenden Staate Gegenſeitigkeit gewährt wird. 

4. Bei neuen Erwerbungen zu öffentlichen oder 
gemeinnützigen Zwecken regelt ſich die Beſteuerung nach 
den Beſtimmungen der Kabinetsordre vom 8. Juni 1834 
(Geſetz Samml. S. 87) 7). 

5. Dem Fortſchreibungsprotokoll der Form- und 
Beſtands veränderungen oder der Gebäudeſteuerverände— 
rungsnachweiſung iſt bei Veränderungen in den Be— 
ſteuerungsverhältniſſen der Antrag oder die Auskunft 
des Gemeindevorſtandes als Belag beizufügen. 

6. Die Fortſchreibung der Beſtandsveränderungen 
und der materiellen Irrthümer erfolgt ſonſt nach den 
bisherigen Vorſchriften. 


Artikel 8. 
Mittheilung des jährlichen Veranlagungsſolls der 

Grunde und Gebäudeſteuer an den Gemeindevorſtand. 

Alljährlich nach erfolgter Veranlagung der Ge: 
bäude hat der Kataſterkontroleur noch vor Ablauf des 
Menats März auf Grund des von der Regierung or: 
prüften ſummariſchen Nachweiſes der Beſtandsverände— 
rungen und der abgeſchloſſenen Gebäudeſteuerverände⸗ 
rungsnachweiſung dem Gemeindevorſtande den Betrag 
der von den abgabepflichtigen Grundſtücken des Ge— 
meindebezirks auf das folgende Rechnungsjahr veran⸗ 
lagten Grund⸗ und Gebäudeſteuer mit Benutzung des 
anliegenden Formulars (Muſter 1) mitzutheilen. 


Artikel 9. 
Summariſche Mutterrolle. 

1. Zum Gebrauche bei Umlegung der Gemeinde⸗ 
ſteuern vom Grundbeſitz hat der Kataſterkontroleur auf 
Grund der nach den Fortſchreibungen für das Ned: 
nungsjahr 1895/96 berichtigten Grund- und Gebäude: 
ſteuerbücher und der Abſchlußliſte, nöthigenfalls auch 


der Grund- und Gebäudeſteuerheberolle für 1894/95 


für jeden Gemeindebezirk eine fummariſche Mutterrolle 
nach dem anliegenden Muſter (Muſter 2) mit Beach⸗ 
tung der beigegebenen Bemerkungen koſtenfrei anzu⸗ 


*) Im Anhange abgedruckt. 


fertigen und dem Gemeindevorſtande ſpäteſtens bis zum 
15. Mai 1895 zuzuſtellen. 

2. Die Anfertigung der ſummariſchen Mutterrolle 
unterbleibt, falls die Gemeinde ſich ſchon im Beſitz einer 
dem Zwecke entſprechenden ſummariſchen Zuſammen⸗ 
ſlellung des Beſitzſtandes oder einer Abſchrift der Grund⸗ 
und Gebäudeſteuerbücher, die bisher nach den fortges 
ſchriebenen Steuerbüchern regelmäßig berichtigt worden 
iſt, befindet, oder für die Zwecke der Gemeindebeſteue⸗ 
rung an Stelle der ſummariſchen Mutterrolle eine 
Abſchrift der Steuerbücher auf ihre Koſten angefertigt 
und regelmäßig berichtigt haben will. 

3. Die Gemeindevorſtände haben die ſummariſchen 
Mutterrollen bis zum 1. März eines jeden Jahres dem 
Kataſterkontroleur zu überſenden, der ſie für das fol⸗ 
gende Rechnungsjahr bis zu ihrer etwa nöthigen Neu⸗ 
anfertigung bezüglich der durch Fortſchreibungen ver⸗ 
änderten Mutterrollenartikel und Gebäudeſteuerrollen⸗ 


nummern zu berichtigen und den Gemeindevorſtänden 


nach und nach, ſpäteſtens bis zum 1. Mai wieder zu⸗ 
zuſtellen hat. 

4. Die Heberollen der Grund- und Gebäudeſteuer 
kommen vom Rechnungsjahre 1895/96 ab in Wegfall. 
Jedoch hat der Kataſterkontroleur zu ſeinem Dienſt⸗ 
gebrauche die bisherigen Heberollen als alphabetiſche 
Verzeichniſſe der Grund- und Gebäudeeigenthümer durch 
Nachtragung der Veränderungen bezüglich der Angaben 
in den Spalten 1 bis 4 auf dem Laufenden zu erhalten. 
Iſt die Heberolle eines Gemeindebezirks hierzu nicht 
mehr verwendbar, ſo hat der Kataſterkontroleur an ihrer 
Stelle ein beſonderes alphabetiſches Verzeichniß nach 
anliegendem Muſter (Muſter 3) zu fertigen und fort⸗ 
zuſchreiben. 

Artikel 10. 


Veränderungen im Laufe des Rechnungsjahres. 

1. Von den für das laufende Rechnungsjahr in 
Betracht kommenden Veränderungen in den Beſtands⸗ 
verhältniſſen ſteuerpflichtiger Liegenſchaften und Gebäude 
hat der Kataſterkontroleur nach deren Feſtſtellung den 
Gemeindevorſtand durch ein Anſchreiben nach dem an⸗ 
liegenden Formular (Muſter 4) zu benachrichtigen. 

2. Die Benachrichtigung unterbleibt, wenn bei 
einem und demſelben Artikel der Mutterrolle oder bei 
einer und derſelben Nummer der Gebäudeſteuerrolle 
für das laufende Rechnungsjahr an Steuer 

nicht mehr als je 10 Pfennige in Zugang, oder 

nicht mehr als je 20 Pfennige in Abgang 
treten (Verfügung vom 29. Auguſt 1891, II. 10702). 

Zu: und Abgangsliſten find außerdem nicht auf⸗ 
zustellen. 

3. Von den eingetretenen Eigenthumsverände⸗ 
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5. Benachrichtigungen nach Muſter V zu 8 23 
der Kataſteranweiſung I find ſchon vom Rechnungsjahr 
1894/95 ab nur dann zu erlaſſen, wenn der Grund: 
ſtückserwerber es im einzelnen Falle verlangt. 

Artikel 11. 
Fortſchreibungsgebühren. 

Ueber die nach wie vor zur Staatskaſſe zu ver⸗ 
einnahmenden Fortſchreibungsgebühren hat der Kataſter⸗ 
kontroleur Hebeliſten nach dem beiliegenden Muſter 5, 
und da, wo die Einziehung der Gebühren durch die 
Gemeinden zu bewirken iſt, außerdem eine Ueberſicht 
nach dem beiliegenden Muſter 6 aufzuſtellen und bei 
Einreichung der Fortſchreibungs-Verhandlungen zur 
Schlußprüfung der Regierung zur Feſtſtellung vorzu⸗ 
legen. 

Die Hauptnachweiſungen des Sollaufkommens an 
Grundſteuer und an Gebäudeſteuer fallen fort. 

Artikel 12. 
Strafen. 

1. Das Aufkommen an Strafen wegen Zuwider⸗ 
handlungen gegen die Vorſchriften über die Grund⸗ 
und Gebäudeſteuer fließt in die Staatskaſſe. 

2. Die im § 17 Abſatz 3 des Gebäudeſteuergeſetzes 
vom 21. Mai 1861 beſtimmte dreimonatige Anmelde⸗ 
friſt für neu entſtandene Gebäude, desgleichen für 
weſentliche Verbeſſerungen von Gebäuden, ſowie Ver⸗ 
größerungen der zu ihnen gehörenden Hofräume und 
Hausgärten endet — wie ſchon bisher in dem Falle, 
wenn zu 2 vom Hundert beſteuerte Gebäude zu den 
zu 4 vom Hundert zu beſteuernden übergingen — mit 
dem 30. Juni des Rechnungsjahres, das auf das Rech⸗ 
nungsjahr folgt, worin die Veränderung eingetreten iſt 
§ 8 des Geſetzes wegen Aufhebung direkter Staats: 
ſteuern vom 14. Juli 1893 Geſetz-Samml. S. 119). 

3. Als vorenthalten (verloren) gilt derjenige 
Betrag, der zur Staatskaſſe nach Maßgabe der Ver⸗ 
anlagung und des anderweit feſtgeſetzten Beginns der 
Gebäudeſteuerpflicht (Artikel 6 Nr. 2) zu entrichten 
geweſen wäre, falls die Hebung der Steuer zur Staats⸗ 
kaſſe fortgedauert hätte. 

Wegen verſäumter Anmeldung des Ueberganges 
bisher ſteuerfreier Gebäude in die Klaſſe der ſteuer⸗ 
pflichtigen findet die Einleitung des Strafverfahrens 
nicht ſtatt. 

4. Neben und unabhängig von der Strafe er⸗ 
folgt die Einziehung der hinterzogenen Steuer zur 
Gemeindekaſſe. 

5. Der Landrath hat von den ſeinerſeits an die 
Zuwiderhandelnden erlaſſenen Aufforderungen zur Zah⸗ 
lung der Strafe und Koſten, ſowie von den in Zu⸗ 
widerhandlungsfällen ergangenen gerichtlichen Entſchei⸗ 


rungen ſind die Gemeindevorſtände, nur wenn ſie es dungen und von den Genehmigungen des Finanz⸗ 
verlangen, zu benachrichtigen, wozu ebenfalls das Muſter miniſters zur Abſtandnahme von der Strafverfolgung 
4 zu benutzen iſt. Iſt der Zeitpunkt des Eigenthums⸗ dem Gemeindevorſtande behufs Nacherhebung der Ge⸗ 
überganges nicht bekannt, jo iſt dieſes in Spalte 20 [meindeſteuer Mittheilung zu machen. 
zu vermerken. Artikel 13. 

4. Die Regierung kann vorſchreiben, daß die Steuererlaſſe. 
Benachrichtigungen in beſtimmten Zeiträumen erfolgen. 1. Die Ermächtigung zum Erlaſſe der Grunde 


ſteuer infolge von Ueberſchwemmungen nach $ 1 Nr. 1 
des Geſetzes vom 15. April 1889 (Geſetz-Sammlung 
S. 99) iſt auf die Gemeinde übergegangen. 

2. Zur dauernden Ermäßigung der Grundſteuer 
von den durch Ueberſchwemmung beſchädigten Grund⸗ 
ſtücken durch Verſetzung in die entſprechende niedere 
Klaſſe des Klaſſifikationstarifs (§ 1 Nr. 2 des Geſetzes 
vom 15. April 1889) bleibt die Genehmigung des 
Finanzminiſters erforderlich. 

3. Die Gewährung der geſetzlich vorgeſchriebenen 
Erlaſſe an Gebäudeſteuer in den Fällen des $ 19 Nr. 4 
und 5 des Gebäudeſteuergeſetzes vom 21. Mai 1861 
erfolgt durch die Gemeinde. 

4. Der Kataſterkontroleur hat auf Anſuchen des 
Gemeindevorſtandes behufs Ermittelung und Feſtſtellung 
der zu erlaſſenden Beträge die nöthige Auskunft aus 
dem Kataſter zu ertheilen. 

Für örtliche Arbeiten des Kataſterkontroleurs ſowie 
für Arbeiten der etwa zugezogenen beſonderen Sach⸗ 
verſtändigen hat die Gemeinde der Staatskaſſe die 
gezahlten Vergütungen zu erſtatten. 

Artikel 14. 
Verſchiedene Beſtimmungen. 

Soweit die Beſtimmungen der Kataſteranwei⸗ 
ſungen vom 31. März 1877 mit den vorſtehenden 
1 nicht im Einklange ſtehen, treten ſie außer 
raft. 

Die Hauptüberſichten des Beſtandes an Liegen⸗ 
ſchaften und an Gebäuden ($ 60 der Anweiſung I 


und § 41 der Anweiſung III) find der Regierung am 


15. Mai, die Bezirksüberſichten (§ 23 der Anweiſung 
VD) dem Finanzminiſter am 15. Juni einzureichen. 
Artikel 15. 

Rückſtände. 


Die am 1. April 1895 verbliebenen Rückſtände 
Maßgabe 
der bis dahin geltenden Beſtimmungen zur Staats⸗ 


an Grund: und Gebäudeſteuer werden nach 


kaſſe eingezogen. Das Gleiche gilt von Nachſteuern 
und Strafen im Bereiche der Grund- und Gebäude⸗ 


ſteuer. 
Artikel 16. 
Vertheilung der Provinzial: und Kreisſteuern u. ſ. w. 
Die für die Zwecke der Gemeindebeſteuerung ger, 
ankagten Beträge an Staats⸗Grund⸗ und Gebäudeſteuer 
Und maßgebend zugleich für die 
vinzial⸗ und Kreisſteuern. 
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Nachrichten über die ertheilten Bauerlaubniſſe und über 
die vorgekommenen baulichen Veränderungen an Ge⸗ 
bäuden ſowie die Aufſtellung der Gebäudebeſchreibungen 
und die Voreinſchätzung der Gebäude (Artikel 6 Nr. 3 
bis 6) nach den darüber beſtehenden beſonderen Vor⸗ 
ſchriften. 


B. Selbſtſtändige Gutsbezirke. 


Artikel 18. 
1. In den ſelbſtſtändigen Gutsbezirken iſt die 
Grund und Gebäudeſteuer als Staatsſteuer vom 1. 
April 1895 ab gleichfalls außer Hebung geſetzt. 


2. Die Koſten der Kriegsleiſtungen ſind nach 
3 8 des Reichsgeſetzes vom 13. Juni 1873 (Reichs⸗ 
Geſetzbl. S. 129) in den ſelbſtſtändigen Gutsbezirken 
in derſelben Weiſe aufzubringen, wie in der Gemeinde. 
Ferner finden die vorſtehend im Artikel 16 enthaltenen 
Beſtimmungen über die Vertheilung der Provinzial⸗ 
Kreisſteuern ſowie der Koſten der allgemeinen Armen⸗ 
pflege auch in den ſelbſtſtändigen Gutsbezirken Anwen— 
dung. Demgemäß ſind die auf die anderweite Schei⸗ 
dung der Liegenſchaftskategorien, ſowie der ſteuerpflichtigen 
und ſteuerfreien Gebäude in den Grund- und Gebäude⸗ 
ſteuerbüchern für die Gemeindebezirke getroffenen Be- 
ſtimmungen ſinnentſprechend auch in den Büchern für 
die ſelbſtſtändigen Gutsbezirke auszuführen. 

Die Vorſchriften im Artikel 9 und 10 wegen 
Anfertigung und Fortſchreibung ſunnnariſcher Mutter: 
rollen und Mittheilung der im Laufe des Rechnungs⸗ 
jahres eintretenden Veränderungen finden in ſelbſt⸗ 
ſtändigen Gutsbezirken, die ſteuerpflichtige Liegenſchaften 
oder Gebäude von mehr als einem Eigenthümer un 
faſſen, gleichfalls Anwendung. 

3. Die Eigenthümer neu entſtandener oder in 
ihrer Subſtanz weſentlich verbeſſerter Gebäude in ſelbſt⸗ 
ſtändigen Gutsbezirken find an die im 8 8 des Geſetzes 
wegen Aufhebung direkter Staatsſteuern feſtgeſetzte 
Anmeldefriſt ebenfalls gebunden. Die Beſtimmungen 
im Artikel 6 Nr. 2 bis 6 wegen Veranlagung der 
Gebäude und im Artikel 12 Nr. 2 und 3 wegen der 
Strafen bei Zuwiderhandlungen gegen die Steuergeſetze 
finden auch in Gutsbezirken Anwendung. 


4. Für ſelbſtſtändige Gutsbezirke ſind Hebeliſten 


Vertheilung der Pro⸗ der Fortſchreibungsgebühren (Artikel 11) nur dann auf— 
Liegenſchaften und Gebäude, zuſtellen, ) 
e von Gemeindeabgaben befreit find, ſind auch von Gutsbezirks ſelbſt zur Laſt fallen. 


wenn die Gebühren nicht dem Inhaber des 
Anderenfalls iſt der 


den bezeichneten Steuern befreit (88 24, 91 des Kom⸗Inhaber von den zu entrichtenden Beträgen durch An: 


munalabgabengeſetzes.) 
aſſelbe gilt von den Koſten der allgemeinen 


Armenpflege (Geſetz vom 8. März 1871, betreffend die! bezirke 


Ausführung des Bundesgeſebes 

wohnſitz, Geſetz Samml. S. 130). 

} Eine Veranlagung von Gebäuden zu fingirten 

Steuerbeträgen hat daher nicht mehr ſtattzufinden. 
Artikel 17. 

Vorſchriften für die Stadt Berlin. 

Stadt Berlin erfolgt die Beſchaffung der 


Beſondere 
In der 


ſchreiben des Kataſterkontroleurs in Kenntniß zu ſetzen. 
5. Im Uebrigen bleiben die ſelbſtſtändigen Guts⸗ 
von den mit Rückſicht auf das Kommunal— 


über den Unterſtützungs⸗ abgabengeſetz im Abſchnitt A der gegenwärtigen Zuſatz⸗ 


beſtimmungen getroffenen Anordnungen fo lange unbe⸗ 
rührt, als nicht ein Gutsbezirk in eine Landgemeinde 
umgewandelt oder mit einer ſolchen vereinigt wird. 
Berlin, den 6. März 1894. 
Der Finanz⸗Miniſter. 
Miquel. 
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Muſter 1 
(zu Artikel 8). 
Kataſterverwaltung. 


Kreis N. N. Kataſteramt N. N. 
Gemeindebezirk Buchhain. - Rechnungsjahr 1895/96. 


An den Gemeindevorstand zu Buchhain. 


N. N., den 10. März 1895. 


In Ausführung des Kommunalabgabengeſetzes vom 14. Juli 1893 (Geſetz⸗Samml. S. 152) wird 
dem Gemeindevorſtande mitgetheilt, daß von den gemeindeſteuerpflichtigen Liegenſchaften und Gebäuden des 
Gemeindebezirks für das obenbezeichnete Rechnungsjahr: 


Jahresbetrag 
Mark Pf. 


Lian Gründſ tenen 8 

2. an Gebäudeſteuer: 
a) von Wohngebäuden mit 4 vom Hundert des Nutzungswerthes 
5) von anderen Gebäuden mit 2 vom Hundert des Nutzungs⸗ 


werthes 
Zuſammen | 1 
veranlagt worden iſt. 


In den Summen ſind die Steuerbeträge von den auf Grund beſonderen Rechtstitels oder beſonderer 
Bewilligung der Gemeinde von Gemeindeabgaben befreiten Liegenſchaften und Gebäuden mit enthalten. 

Der Jahresbetrag der Gebäudeſteuer iſt ohne Rückſicht auf etwaige Aenderungen infolge einzulegender 
Rechtsmittel ſeſtgeſtellt.“) 


Königliches Kataſteramt. 
N. N, 


*) In durchſtreichen, falls nicht zutreffend. 


Muſter 2 
Eu Artikel 9). 
Kataſterverwaltung. 
Kreis N. N. 
Gemeindebezirk Buchhain. 


Tummariſche Mutterrolle. 


Bemerkungen: 
1. Dieſe Mutterrolle iſt alljährlich bis zum 1. März dem Katafteramt zur Berichtigung zu über⸗ 
ſenden. 
2. Von dem Gemeinde: (Guts⸗) vorſtande dürfen darin keinerlei Eintragungen gemacht und keine 
Aenderungen vorgenommen werden. 
3. Die Eintragungen mit farbiger Tinte beziehen ſich auf die der Beſteuerung in der Gemeinde 
(dem ſelbſtſtändigen Gutsbezirk) nicht unterliegenden Liegenſchaften. 
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Eigenthümer Nach der Grundſteuer⸗ 3 8 

Des Eigenthümers | muürkerrölle Nach der Gebaudeſteuerrolle Jahr⸗ 

Jahresbetrag der gang 

Name, Wohnort ; Gebäudeſteuer d Set 

Bornante und \ - 5 ort⸗ 

und Haus⸗ Li | liche 1 — 

Stand. nummer. 5 „ffäume. Räu⸗ſo. H. v. H. bung. 

A 

1. 13. 
Schmidt, Johann] Buchhain 29520 e ; TECH CNS 1895/96 
Heinrich, Bauer S 1897/98 
der, Friedrich“ Buchhain] 2 RE: 39150 65 [43 122] 24 | 210 5 8140| .| „| 8401 1895/96 

` gies, Bauer Nr. 14. 022137 77 D „ 

Bender, Friedrich 1896/97 


e Bemerkungen. 

Die Reihenfolge der Eintragungen in die ſummariſche Mutterrolle wird durch die Artikelnummer 
der Grundſteuermutterrolle beſtinmt. Gebäudeeigenthümer, für die kein Grundbeſitz nachgewieſen iſt, 
ſeh hinter dem Artikel desjenigen Eigenthümers einzutragen, auf deſſen Liegenſchaften ihre Gebäude 

ehen. 

. Die Angaben in den Spalten 4, 5, 6, 8, 9, 10, 11 und 12 werden für jeden Mutterrollenartikel 
(Spalte 3) und für jede Gebäudeſteuerrollennummer (Spalte 7) in einer Summe eingetragen. Die 
auf einem Artikel ꝛc. etwa vorkommenden ſteuerpflichtigen und ſteuerfreien Liegenſchaften ſind je für 
ſich ſummariſch nachzuweiſen (die ſteuerfreien mit der dafür vorgeſchriebenen farbigen Tinte). 

„Die Eintragungen find dergeſtalt zu bewirken, daß Raum vorhanden iſt, um in den ſummariſchen 
Mutterrollen auf einen Zeitraum von 15 bis 20 Jahren die durch die Fortſchreibung entſtehenden 
Veränderungen auf Grund der jährlichen Abſchlußliſten (Muſter X zu § 70 der Kataſteranweiſung 1 
vom 31. März 1877) nachtragen zu können. Auf jeder Formularſeite ſind in der Regel nur zwei 
Mutterrollenartikel oder Gebäudeſteuerrollennummern einzutragen. 

4. Diejenigen Artikel, bei denen Veränderungen der zu 3 gedachten Art im Laufe eines Rechnungs⸗ 
jahres nicht vorgekonnnen find, erhalten für das letztere keine Eintragung. Dasſelbe gilt, wenn die 
Summen in den Spalten 4 bis 6 und 8 bis 12 ſich durch die Fortſchreibung nicht geändert haben. 

5. Die Spalte 13 iſt zur Eintragung des Rechnungsjahres beſtimmt, für welches die Veränderung 
ſtattgefunden hat. Bei der erſtmaligen Anfertigung der ſummariſchen Mutterrollen iſt das Rechnungs⸗ 
jahr 1895/96 einzutragen. 

6. Bei dem Einbinden ſind den ſummariſchen Mutterrollen zur Nachtragung der bei ſpäteren Fort⸗ 
ſchreibungen neu entſtehenden Artikel leere Formulare in ausreichender Anzahl beizufügen. 
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Muſter 3 
(zu Artikel 9). 
Kataſterverwaltung. 


Kreis ® D a D ® LU H * LU 
e ep sp „ bezirk e e ew e 
Alphabetiſches Namensverzeichniß 


der 
Grund: und Gebäudeeigenthümer. 


Bemerkung. Die Namen der Eigenthümer ſind in alphabetiſcher Ordnung einzutragen. 
Am Schluſſe der Reihe der mit demſelben Anfangsbuchſtaben beginnenden Namen iſt je nach der 
Anzahl der Grund: und Gebäudeeigenthümer in dem Bezirk und nach der Häufigkeit des Güterwechſels 
eine angemeſſene Anzahl von Zeilen freizulaſſen, um darin für die folgenden Jahre die neu hinzu⸗ 
tretenden Eigenthümer nachtragen zu können. 
Die einem und demſelben Eigenthümer gehörenden mehreren Artikel der Mutterrolle oder Nummern 
der Gebäudeſteuerrolle find auf derſelben Zeile neben einander aufzuführen. 


Der Grund: und Gebäudeeigenthümer Artikel Nute 
1 der der 

Wohnort und Grundſteuer⸗ Gebäude⸗ 

Name, Vorname und Stand. Hausnummer. mutterrolle. ſteuerrolle. 
1 2. 5. Pe 


—ͤ — — — 


Muſter 4 
(zu Artikel 10). 
Kataſter verwaltung. 


Gemeindebezirk Buchhain. Rechnungsjahr 1895/96. 


An 
den Gemeindevorſtand 
Buchhain. 


J eld e emden een Ak, 


Die umſtehend Fate e ene in den e SN ſteuerpflichtiger Liegenſchaften und 
V der Kommunalbeſteuerung) igen; 
Gebäude werden zum Zwecke (der Vertheilung der Ar Vertheilung der EN) mitgetheilt. 


Königliches Kataſteramt. 
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Muſter 5 
(zu Artikel 11.) 
Kataſterverwaltung. 


Kreis N. N. Kataſteramt N. N. 


Steuerkaſſe N. N. Rechnungsjahr 1896/7. 
*) Gemeindebezirk N. N. 


SHebeliſte 
der 


für die Fortſchreibung der Eigenthumsveränderungen in den Grund⸗ und Gebäudeſteuerbüchern 
zur Staatskaſſe zu entrichtenden Gebühren. 


*) Bemerkung. Wo die Einziehung der Gebühren unmittelbar durch die Königlichen Kaſſen erfolgt, fällt 
die obige Bezeichnung für den Gemeinde⸗(Guts⸗) bezirk weg. Umgekehrt kommen da, wo die Ein⸗ 
ziehung durch die Gemeinden oder durch die Gutsvorſteher bewirkt wird, in den nachſtehenden Bei⸗ 
ſpielen die Ueberſchriften für die Gemeinde⸗(Guts“ bezirke in Wegfall. 


8 1 1 Betrag der Fortſchreibungsgebühren. 

Sl der Nummer Name, Vorname, Zahlungs⸗ 
& Grund: Lunge bei d 

>| feier, Gebäude⸗ Stand, Wohnort und Hausnummer; bei ber formen, | verment 
ZS Get: To des Zahlungspflichtigen. Grundftener) fouer, 5 1 

Sl rolle. 

a MS AM "41 AM Tag. 
1. 5. 6. S 8. 


1. Gemeindebezirk Buchhain. 


1 25 24. Bender, Friedrich, daſelbſt, 1110) vg 20 130 
2 4. 5. [Gerber, Johann, Kaspar, daſelbſt, 160) . 20 1180 

3 u. Lien, — Les 
Summe 1. Gemeindebezirk Buchhain 420 60 480 

2. Gutsbezirk Buchhain. 
9 le Schröder, Ferdinand, Gutsbeſitzer zul « 50 . e 5 
Buchhain 

10 2. Kunze, Karl, Schmied daſelbſt 8 10 8 e 10 


Summe 2. Gutsbezirk Buchhain. i 60 . : S 6 


3. Gemeindebezirk Burgberg. 
11 u. ſ. w. 


Bemerkung. Für die Gemeinde⸗(Guts⸗) bezirke find die Summen zu bilden und am Schluſſe zu rekapituliren. 


—— ää—_äö öl] 
N. N. den 25. Februar 1896. 
Die vollſtändige und richtige Berechnung der Fortſchreibungsgebühren zur Geſammtſumme von 4 Mark 
80 Pf. wird beſcheinigt. 
Königliches Kataſteramt. 
N. N. 


——— EEE 


N. N. den 28. Februar 1896. 
Geprüft: 


Der Kataſterinſpektor. 
N. N. 
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(Feſtſetzungsformel, wenn die Einziehung durch die Gemeinden oder die Gutsvorſteher zu bewirken iſt.) 


N. N. den 28. Februar 1896. 
Vorſtehende Hebeliſte wird in ihren einzelnen Beträgen und zur Summe von 4 Mark 80 Pf., in 
Worten: Vier Mark und achtzig Pfennigen, mit der Beſtimmung hierdurch feſtgeſtellt, daß die Einzelbeträge 
durch die Gemeinde Buchhain, nöthigenfalls unter Anwendung der geſetzlichen Zwangsmittel, von den namhaft 
gemachten Zahlungspflichtigen zu erheben und in der feſtgeſtellten Geſammtſumme unter Rückgabe der gegen⸗ 
wärtigen Liſte binnen drei Monaten an die Königliche Kreiskaſſe zu N. N. abzuliefern ſind. 


Königliche Regierung, Abtheilung für 5 Steuern, Domänen und Forſten. 
N. N. 
* 


(Feſtſetzungsformel, wenn die Einziehung durch die Königliche Kaſſe zu bewirken iſt.) 
N. N. den 28. Februar 1896. 
Vorſtehende Hebeliſte wird in ihren einzelnen Beträgen und zur Summe von 524 Mark 10 Pf., in 
Worten: Fünfhundert zwanzig und vier Mark und zehn Pfennigen, mit der Beſtimmung hierdurch feſtgeſtellt, 
daß die Einzelbeträge durch die Königliche Steuerkaſſe zu N. N., nöthigenfalls unter Anwendung der geſetz⸗ 
lichen Zwangsmittel, von den namhaft gemachten Zahlungspflichtigen zu erheben und in der feſtgeſtellten 
Geſammtſumme unter Rückgabe der gegenwärtigen Liſte binnen drei Monaten an unſere Hauptkaſſe abzuliefern ſind. 


Königliche Regierung, Abtheilung für direkte Steuern, Domänen und Forſten. 
N. N. 


5 
Muſter 6 
(zu Artikel 11). 
Kataſter verwaltung. 

Kreis N. N. Kataſteramt N. N. 
Kreiskaſſe N. N. Rechnungsjahr 1896/97. 
Ueberſicht 
zu den 


Hebeliſten der für die Fortſchreibung der Eigenthumsveränderungen in den Grund: und Gebäudeſteuerblichern 
zur Staatskaſſe zu entrichtenden Gebühren. 


Lau⸗ Des Gemeinde: oder Gutsbezirks Betrag der Fortſchreibungsgebühren 
fende bei de bei der Bemerkungen. 

Nr. Name. Eigenſchaft. [Grundsteuer Gebändeſteuer. Zuſammen. 

a AM |) Idi MM 14 

de 5. 
1. ] Buchhain Gemeinde 420 — 60 480 
2.] Buchhain Gut 60 — — — 60 
3.] Burgberg Gemeinde ? 
„Wiederholung. 
Seite .. . . I u. ſ. w. 
ok u. ſ. w. Ce RK. 
Summe 397040 126/70 52411 


N. N. den 


Königliches Kataſteramt. 
N. N. 


der im Lauf 
der Staatspapiere als aufgeru 


kraftlos erklärt nachgewieſenen Staats⸗ 
Schuldurkunden. 
I. Staatsſchuldſcheine von 1842. 


Lit. 


WII 

F. „ 139553 
G e mal 
ËR ai 224992 
H. „ 44441 
H. „ 58878 
II. Staatsanleihe 


66778 über 


Wé 


H 
von 1862. 


25 


D 


L i ſt e 
e des Etatsjahres 1893/94 der Kontrolle 
fen und gerichtlich für 
und Reichs⸗ 


100 Thlr. 
100 


Lit. C. Nr. 2975 über 200 Thlr. 


III. Vormals Kurheſſiſche Pramienſcheine von 1845. 
Serie 5052 Nr. 126300 11. Abtheilung über 20 Thlr. 


6283 


Hi ’ 

IV. Vormals Kurheſſiſche Staatsanleihe von 1863. 
N Nr. 14482 über 100 Thlr. 

V. Konſolidirte 4 prozentige Staatsanleihe: 
von 1876/79 
31326 über 2000 Mk. 


Li 


1 


Hi 


„ F. 
Lit. C. Nr. 


Lat, D. Nr. 


Lit. B. Nr. 


888 


DEE EE 


— 


157066 über 40 Thlr. 


Lit. B. Nr 
B. 


Hi 


Hi 


31327 „ 2000 a 
80252 „ 300 „ 
von 1880. 

123159 über 1000 Mk. 
151348 „ 1000 „ 
151349 „ 1000 „ 
Eh „ 500 „, 
127645 „ 300 „ 
442795 „ 300 „ 
105988 „ 200 „ 
116577 „ 200 u 
von 1881. . 
208099 über 500 Mk. 
von 1882. 

162356 über 2000 Mk. 
162357 „ 2000 „ 
162367 „ 2000 „ 
162368 „ 2000 „ 
162370 „ 2000 „ 
173880 „ 2000 „ 
189281 „ 2000 „ 
201692 „ 2000 „ 
201693 „ 2000 „ 
201697 „ 2000 „ 
217395 „ 2000 „ 
218055 „ 2000 „ 
361032 „ 500 „ 
361034 „ 500 „ 
514031 „ 300 „ 
531760 , 300 „ 
554631 „ 300 „ 
586504 „ 300 „ 
615047 „ 300 „ 
632374 „ 300 „ 
199896 „ 200 „ 
202161 „ 2 


D 
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von 1885. 
Lit. D. Nr. 669253 über 500 Mk. 
„ E. „ 1121802 „ 300 „ 
VI. Konſolidirte 3 ½ prozentige Staatsanleihe: 
von 1885. 
Lit. F. Nr. 4163 über 200 Mk. 
von 1887. 1888. 

Lit. C. Nr. 103054 über 1000 Mk. 
VII. 4prozentige Reichsanleihe von 1878. 
Lit. E. Nr. 7984 über 200 Mk. 

R SE 
Berlin, den 4. April 1894. 
L. S.) 
Königlich Preußiſche Kontrolle der Staatspapiere. 
Cramer. Lorenz. Rammow. 


Verordnungen und Bekanntmachungen 
der Provinzial⸗Behörden ze, 


4) Bekanntmachung. 

Hierdurch bringe ich die erfolgte Ernennung des 
Grundbeſitzers und Gemeinde⸗Vorſtehers Hugo Butſch— 
kowski in Gr. Grabau zum Standesbeamten für en 
Standesamtsbezirk Grabau, Kreiſes Marienwerder, an 
Stelle des Gutsbeſitzers Fiebrandt in Oberfeld, zur 
öffentlichen Kenntniß. 

Danzig, den 7. Mai 1894. 
Der Ober⸗Präſident. 
5) Des Königs Majeſtät haben mittelſt Allerhöchſter 
Ordre vom 14. April d. Js. dem Werkführer Johann 
Friedrich Schrul zu Strasburg Wpr. das Verdienſt⸗ 
Ehrenzeichen für Rettung aus Gefahr zu verleihen 
geruht. 
Marienwerder, den 30. April 1894. 
Der Negierungs-⸗Präſident. l 
6) Des Königs Majeſtät haben mittelſt Allerhöchſter 
Ordre vom 8. April d. Js. dem Forſtaufſeher Hermann 
Blümner zu Konezycki im Kreiſe Strasburg Wpr., 
das Verdienſt⸗Ehrenzeichen für Rettung aus Geſahr zu 
verleihen geruht. 
Marienwerder, den 2. Mai 1894. 
Der Regierungs⸗Präſident. 
7) Der Antsgerichtsrath Möller in Strasburg Wpr. 
iſt an Stelle des verſtorbenen Amtsgerichtsraths Wundſch 
zum ſtellvertretenden Vorſitzenden des daſelbſt für den 
Kreis Strasburg zur Durchführung der Invaliditäts⸗ 
und Altersverſicherung errichteten Schiedsgerichts er: 
nannt worden. 
Marienwerder, den 26. April 1894. 
Der Regierungs⸗Präſident. g 
8) Dem Fräulein Anna Thomas in Rehden, Kreis 
Graudenz, iſt die Erlaubniß ertheilt, die bisher von 
dem Fräulein Werner in Rehden geleitete Privatſchule 
für Mädchen weiter zu führen und in derſelben zu 
unterrichten. 
Marienwerder, den 1. Mai 1894. 
Königliche Regierung, 
Abtheilung für Kirchen- und Schulweſen. 
9) Dem Fräulein Bertha Dittmer in Bruch, Kreis 


Stuhm, iſt die Erlaubniß ertheilt, im dieſſeitigen Be⸗ 
zirk als Hauslehrerin und Erzieherin zu fungiren. 
Marienwerder, den 26. April 1894. 

Königliche Regierung, 

Abtheilung für Kirchen- und Schulweſen. 
Bekanntmachung. 

Am 7. Mai tritt in dem bisher zum Landbeſtell⸗ 

bezirk des Poſtauts in Hammerſtein gehörigen Orte 

Domslaff eine Poſtagentur in Wirkſamkeit. 

Ihre Poſtverbindung erhält dieſelbe durch Ver⸗ 
mittelung der Landpoſtfahrt Hammerſtein⸗Crummenſee 
und durch die zwiſchen Hammerſtein und Crummenſee 
verkehrende Botenpoſt. 

Dem Landbeſtellbezirk der Poſtagentur in Doms⸗ 
laff ſind folgende Ortſchaften zugetheilt: 

Domslaff Bw. 1 e 
Breitenfelde G. bisher zum Beſtellbezirk von 
Falkenwalde Ab. Hammerſtein gehörig. 
Neubergen Vw. Fo. — bisher zum Beſtellbezirk von 
Bärenwalde (Wpr.) gehörig. 
bisher zum Beſtellbezirk von 
Peterswalde (Wpr.) gehörig. 
bisher zum Beſtellbezirk von 
Crummenſee gehörig. 

Die Poſt⸗ und Telegraphenhülfſtelle in Domslaff 
wird mit Ablauf des 6. Mai aufgehoben. 
Bromberg, den 4. Mai 1894. 

Der Kaiſerliche Ober-Poſtdirector. 
Deyl. 
Bekanntmachung. 
Die ſeit dem 1. September 1891 auf Entfer⸗ 
nungen von mehr als 200 Kilometer im Binnen⸗Ver⸗ 
kehr der Preußiſchen Staatsbahnen, ſowie im Wechſel⸗ 
verkehr derſelben untereinander und mit den Olden⸗ 
burgiſchen Staatsbahnen in Geltung befindlichen allge⸗ 
meinen (Staffel⸗) Ausnahme⸗Tarife für Getreide und 
Mühlenfabrikate werden am 1. Auguſt 1894 aufge⸗ 
hoben. 
Bromberg, den 1. Mai 1894. 
Königliche Eiſenbahn⸗Direction. 
Bekanutmachung. 
Der der Nummer 18 des Anttsblatts vom 2. d. M. 
als Anlage beigegebene, von unſerem Ausſchuſſe am 
16. Dezember 1893 beſchloſſene und von dem Reichs⸗ 
Verſicherungsamt in Berlin unterm 5. März d. Is. 
genehmigte erſte Nachtrag zu unſerem Statut vom 
19. September / 13. November 1890 wird im Anſchluß 
Ce die Bekanntmachung vom 10. Dezember 1890 — 
A0 51 des Amtablatts pro 1890 — gemäß § 56 
be H 5 des Reichs⸗Geſetzes, betreffend die Invaliditäts⸗ 
wi $ lltersverſicherung vom 22. Juni 1889 hierdurch 
zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 

Danzig, den 21. April 1894. 

der 8 (a Der Vorſtand 
Invaliditäts und Altersverſicherungs⸗Anſtalt der 
Provinz Weſtpreußen. 
Jaeckel. 
Landes⸗Direktor. 
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von Ausländern aus dem 
eichsgebiet. 

Auf Grund des § 362 des Strafgeſetzbuchs: 
Anton Leide, Schneidergeſelle, geboren am 17. 
Januar 1853 zu Partſchendorf, Bezirk Neutit⸗ 
ſchein, Mähren, ortsangehörig ebendaſelbſt, wegen 
Bettelns, vom Königlich preußiſchen Polizeipräſi⸗ 
denten zu Berlin, vom 5. Februar d. J. 


een 


Johann Wenzel Mleziva, Fabrikweber, geboren 


D 


am 16. (18.) November 1855 zu Zliv (Schlief), 
Bezirk Plan, Böhmen, ortsangehörig ebendaſelbſt, 
wegen verſuchter Nothzucht, Landſtreichens und 
Bettelns, von der Königlich ſächſiſchen Kreis⸗ 
hauptmannſchaft Zwickau, vom 17. Januar d. J. 
pieck, (Pospiech), Schornſteinfeger, 
geboren am 19. März 1859 zu Tilowitz, Mähren, 
wegen Landſtreichens und Bettelns, vom Königl. 
preußiſchen Regierungs⸗Präſidenten zu Breslau, 
vom 22. März d. J. 
Schafwolldrücker, geboren am 
5. Oktober 1841 zu Böhmiſch Aicha, Bezirk Turnau, 
Böhmen, ortsangehörig ebendaſelbſt, wegen Land⸗ 
ſtreichens, vom Königlich bayeriſchen Bezirksamt 
Pfarrkirchen, vom 10. März d. Si 


Giovanni di Riccio, Seifenſieder, geboren am 


17. April 1837 zu Lucca, Italien, wegen Bet⸗ 
telns, vom Königlich preußiſchen Regierungspraſi⸗ 
denten zu Magdeburg, vom 15. März d. J. 


Louis Segert, Arbeiter, geboren am 1. Oc⸗ 


tober 1855 zu Gratz, Steiermark, ortsangehörig 
ebendaſelbſt, wegen Landſtreichens und Bettelns, 
vom Königlich preußiſchen Regierungspräſidenten 
zu Merſeburg, vom 15. März d. J. 

Franz Le Senr, Fabrikarbeiter, geboren am 
3. Januar 1857 zu St. Petersburg, ruſſiſcher 
Staatsangehöriger, wegen Bettelns, vom Königl. 
preußiſchen Regierungspräſidenten zu Potsdam, 
vom 22. März d. J. 

Martin Stegmeyer, Meſſerſchmied und In⸗ 
ſtrumentenmacher, geboren am 3. Januar 1848 
im Haag, Niederlande, ortsangehörig ebendaſelbſt, 
wegen Landſtreichens, von der Königlich bayeri⸗ 
e Polizei⸗Direction München, vom 15. März 
d. Js . 


e Georg Swetly, Bergmann, geboren om 4. 


Dezember 1862 zu Altwaſſer, Bezirk Plan, Böh⸗ 
men, wegen Landſtreichens und Bettelns, vom 
Königlich bayeriſchen Bezirksamt Amberg, vom 
3. Februar d. J. 

Vincentius Waltl, Weber, geboren am 19. 
Januar 1837 zu Neuhaus, Böhmen, ortsangehörig 
ebendaſelbſt, wegen Landſtreichens und Bettelns, 
vom Königlich bayeriſchen Bezirksamt Mühldorf, 
vom 3. März d. J. 

Ignaz Ziraneck, Hutmacher, geboren am 30. 
Juni 1860 zu Neubydſchow, Böhmen, ortsange⸗ 
hörig ebendaſelbſt, wegen Bettelns, vom Königl. 
bayeriſchen Bezirksamt Erding, vom 18. Febr. d. J. 


14) Perſonal⸗Chronik. 

Der Steuer⸗Inſpektor Schall in Neumark iſt 
zum Stellvertreter des Amtsanwalts in Neumark er⸗ 
nannt worden. 

Verſetzt ſind: Der Ober⸗Poſtaſſiſtent Strau be 
von Mewe nach Neufahrwaſſer, der Poſtaſſiſtent 
Schröder von Kaukehmen nach Chriſtburg. 

Im Kreiſe Thorn iſt der Hofbeſitzer Theodor 
Auſchwitz zu Ober⸗Neſſau zum Amtsvorſteher für den 
Amtsbezirk Neſſau ernannt. 

Im Kreiſe Brieſen ſind ernannt: 1) der Ritter⸗ 
gutsbeſitzer Richter zu Zaskotſch zum Amtsvorſteher für 
den Amtsbezirk Lopatken, 2) der Gutsbeſitzer Rother⸗ 
mundt zu Neu⸗Schönſee zum Amtsvorſteher für den 
Amtsbezirk Neu⸗Schönſee, 3) der Nentier Dobberſtein 
zu Oſieczek zum Amtsvorſteher für den Amtsbezirk 
Piwnitz. 5 
Die Localaufſicht über die evangelische Schule 
zu Radomno, Kreis Löbau, iſt dem Kreisſchulinſpector 
Lange in Neumark übertragen worden. 
Perſonal⸗Verän derungen im Departement des 
Königl. Oberlandesgerichts zu Marienwerder 

pro Monat April 1894. 
Ernannt: 1. Landgerichtsrath Mayer in Danzig zum 

Oberlandesgerichts⸗Rath in Stettin, 

2. Gerichtsaſſeſſor Ornaß in Thorn zum Amts⸗ 

richter bei dem Amtsgericht in Zempelburg, 

3. Gerichtsaſſeſſor Scharmer in Danzig zum Amts⸗ 
richter bei dem Amtsgericht in Brieſen, 
Referendar Carl Böthke in Thorn zum Gerichts⸗ 
aſſeſſor, 

Gerichtsſchreibergehülfe Johannes Müller in 

Pr. Stargard zum Gerichtsſchreiber bei dem Amts⸗ 

gericht in Neuenburg, = 

„der diätariſche Büreaugehülfe Ehrlich in Danzig 
zum etatsmäßigen Gerichtsſchreibergehülfen bei 
dem Amtsgericht in Pr. Stargard, 

„ Hülfsgerichtsdiener Franz Wolff in Danzig zum 

etatsmäßigen Gerichtsdiener bei dem Amtsgerichte 

in Danzig, 

Hülfsgerichtsdiener Pankratz in Thorn zum 


4. 
5. 


8. 


Gerichtsdiener bei dem Amtsgerichte in Stuhm. 


Verſetzt: 1. Landrichter Peiſer in Konitz an das Amts⸗ 
gericht in Danzig, 
2. Amtsrichter Hirſchberg in Tuchel als Lande 
richter an das Landgericht in Thorn, 
3. Gerichtsſchreibergehülfe Heidenfeldt in Stuhm 
an das Landgericht in Elbing, 
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4. Gefängniß⸗Junſpeltor Strauß in Marienburg 
an das Gerichtsgefängniß in Graudenz, 

5. Gefängnißaufſeher Käthler in Schwetz als Ge⸗ 
richtsdiener und Gefangenaufſeher an das Amts⸗ 
gericht in Gollub. 

Entlaſſen: Gerichtsaſſeſſor Otto Skoniecki in Danzig 
behufs Uebertritts zur Provinzial = Verwaltung. 
Penſionirt: 1. Amtsgerichtsrath Emmersleben in 
Graudenz, 
2. Amtsgerichts⸗Sekretär Titius in Thorn, 
3. Gerichtsſchreibergehülfe Baumann in Marien⸗ 


burg, 
4. Gerichtsdiener Schneider in Konitz. 

Verliehen: dem Landgerichts⸗Sekretär Grubel in Danzig 
aus Anlaß ſeiner Penſionirung der Charakter 
als Kanzleirath. 

Verſtorben: Amtsgerichts⸗Sekretär, Dolmetſcher Waw⸗ 
rowski in Lautenburg. 


Erledigte Schulſtellen. 


Die neue Schullehrerſtelle zu Gr. Nogath, Kreis 
Graudenz, iſt zu beſetzen. 

Lehrer evangeliſcher Konfeſſion, welche ſich um bie- 
ſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 
ihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpector 
Herrn Eichhorn zu Leſſen zu melden. 

„Die Schullehrerſtelle zu Lipki, Kreis Konitz, iſt 


digt. 

Lehrer katholiſcher Konfeſſion, welche ſich um die⸗ 
ſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 
ihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpector 
Herrn Dr. Jonas zu Konitz zu melden. 


Anzeigen verſchiedenen Inhalts. 


Bekanntmachung. 
Die ſogenannte ſtädtiſche Lehmgrube an der Grenze 
nach Ciborz, 0,3942 ha oder 1 Morgen 98 am groß, 
zur Zeit Ackerland, ſoll öffentlich meiſtbietend verkauft 
werden. 
Hierzu ſteht ein Termin auf 
Montag, den 25. Juni 1894 
Vormittags 10 Uhr 
in unſerem Bureau an. 
Solches wird hierdurch gemäß § 51 der Städte⸗ 
Ordnung bekannt gemacht. 
Lautenburg, den 3. Mai 1894. 
Der Magiſtrat. 
Waldow. 
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(Hierzu der Oeffentliche Anzeiger Nr. 19.) 
ene e e EE 
Druck von R. Kanter's Hofbuchdru derei. 


Kedigirt im Bureau der Königlichen Regierung. 
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Ertra-Beilage zu dem Amtsblatt der Königlichen Regierung zu Danzig. 
Een 


J. Nachtrag 


zu dem Statut für die 


Invaliditäts- und Altersverſicherungs⸗Anſtalt 
der Provinz Weſtpreußen 


19. September 


e, November 


1890. 


Der 8 20 erhält folgende Faſſung: 

Die nicht beamteten Mitglieder des Vorſtandes, die Mitglieder des Ausſchuſſes, die 
Vertrauensmänner und die Schiedsgerichtsbeiſitzer erhalten für Wahrnehmung der Ge⸗ 
ſchäfte der Verſicherungsanſtalt: 

I. In einer Entfernung von mehr als zwei Kilometer außerhalb ihres Wohnortes, 

1. als Erſatz für Reiſekoſten, 

a. unverändert; 

b. im Uebrigen, und zwar auch bei Benutzung eigenen Fuhrwerks, 40 Pfg. 
Fuhrkoſten für jedes Kilometer der Hin⸗ und für jedes Kilometer der Rück⸗ 
reiſe, insgeſammt jedoch nicht unter 3 Mark. 

Sofern für ein Miethsfuhrwerk nachweislich ein höherer Betrag hat auf- 
wendet werden müſſen, wird dieſer erſtattet. 
Der Berechnung wird jedesmal die kürzeſte fahrbare Straßenverbindung 
zu Grunde gelegt. 
2. unverändert. 
II. Innerhalb des Wohnortes oder bis zu einer Entfernung von zwei Kilometer von 
demſelben Erſatz u. ſ. w. (ſonſt unverändert). 


Dem § 8 wird folgender Abſatz beigefügt: 
Scheiden im Laufe einer Wahlperiode Vertreter nebſt ihren beiden Erſatzmännern 


aus, ſo hat eine Nachwahl nur ſtattzufinden, wenn die Zahl der noch vorhandenen 
Vertreter der Arbeitgeber oder der Verſicherten weniger als 7 beträgt. 


Zwiſchen dem erſten und zweiten Abſatz des § 13 wird eingefügt: 
Iſt in Folge des Ausſcheidens von Vertretern nebſt deren Erſatzmännern (8 8 
Abſatz 2) die Zahl der noch vorhandenen Vertreter der Arbeitgeber einerſeits und der 
Vertreter der Verſicherten andererſeits eine ungleiche geworden, ſo hat ſich eine der 


Differenz entſprechende Zahl von Vertretern der zahlreicheren Kategorie der Abſtimmung 
zu enthalten. 


— BY Sg 


Die Betreffenden werden bei Beginn der Verhandlungen für die Dauer je einer 
Sitzung durch das vom Vorſitzenden zu ziehende Loos beſtimmt. Ein Ausſcheiden 
dieſer Art für die Abſtimmung findet indeſſen nur bis zur Herbeiführung der Stimmen⸗ 
gleichheit der erſchienenen Vertreter der Arbeitgeber und der Verſicherten ſtatt. Ebenſo 
hat es zu unterbleiben, ſofern dadurch Beſchlußunfähigkeit herbeigeführt werden würde. 

Der Vorſitzende des Ausſchuſſes iſt von der Auslooſung ſtets auszuſchließen. 


Ausgefertigt gemäß Beſchluſſes in der Verſammlung des Ausſchuſſes zu Danzig am 
16. Dezember 1893. 


Der Vorſtand 


der Invaliditäts- und Altersvericherungs- Anftalt der Provinz Weſtpreußen 
(L. S.) gez. Jaeckel. 


Der vorſtehende, zu dem Statut der Invaliditäts⸗ und Altersverſicherungs⸗Anſtalt der 
Provinz Weſtpreußen beſchloſſene I. Nachtrag vom 16. Dezember 1893 wird gemäß § 56 
Abſatz 4 des Juvaliditäts⸗ und Altersverſicherungsgeſetzes vom 22. Juni 1889 genehmigt. 


Berlin, den 5. März 1894. 


Das Neichs-Verſicherungsaml. 
Abtheilung für Invaliditäts- und Altersverſicherung. 
(L. S.) gez. Gaebel. 


R V. A U 1779/94 


Druck aon A. W. Kafemann in Danzig 


